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Stadtverwaltung Tübingen                                                                        16.11.20 

 

Interfraktioneller Antrag: 

Wir beantragen, den folgenden Text als Präambel in das Klimaschutzprogramm 
aufzunehmen: 

Präambel zum Klimaschutzprogramm  

Am ….2020 hat der Tübinger Gemeinderat dieses Klimaschutzprogramm 
beschlossen. Damit verpflichtet sich die Stadt Tübingen, bis 2030 klimaneutral 
zu werden. Wir wollen unseren Teil zur Erfüllung des Pariser Klimaschutz-
abkommens beitragen, um die Erderwärmung auf 1,5 °Grad zu begrenzen. Als 
Gemeinderat nehmen wir damit unsere Verantwortung für jetzige und künftige 
Generationen wahr. 

Zur stetigen Verminderung der Treibhausgase konzentriert sich die Stadt mit 
ihren Tochtergesellschaften vor allem auf die Bereiche Wärme, Strom und 
Verkehr. Um das Ziel der Klimaneutralität in der kurzen Spanne bis 2030 zu 
erreichen, müssen die entscheidenden politischen Hebel schnell umgelegt und 
die Rahmenbedingungen festgelegt werden. 

Es stehen uns umfangreiche und schwierige Entwicklungen bevor – umso 
wichtiger ist es, die Forderungen aus dem Klimaschutzprogramm in den 
gesamten Stadtentwicklungsprozess der kommenden Jahre einzubinden. 

Solche Veränderungsprozesse bieten aber immer auch Chancen. Wo sehen wir 
Tübingen in zehn Jahren? Eine klimaneutrale Energieversorgung hier vor Ort 
macht uns unabhängig von fossilen Brennstoffen.  Eine verkehrsberuhigte 
Innenstadt schafft mehr Platz für die Menschen, die Luft wird sauberer und 
gesünder sein. 

Natürlich werden manche Maßnahmen für den Einzelnen auch mit 
Einschränkungen verbunden sein. Sie dienen aber dem Wohl aller. Uns ist es 
wichtig, Klimaschutz und Sozialverträglichkeit bei allen Entscheidungen als 
Einheit zu denken. Menschen mit geringem Einkommen sollen bei der 
Umstellung auf erneuerbare Energien unterstützt werden. Wohnen soll in 
dieser Stadt für alle bezahlbar bleiben. - Neue, solidarische Wohnformen 
können dazu ebenso einen Beitrag leisten wie zur Schonung von Flächen. 



Gleichzeitig tragen Maßnahmen wie eine Vergünstigung des ÖPNV und eine 
bessere Anbindung des Umlandes auch dazu bei, soziale Konflikte abzumildern. 
 
Neben der Stadt selbst sind Dritte, insbesondere die Universität und das 
Klinikum ebenso wie andere Einrichtungen und Unternehmen in Tübingen  
genauso gefordert, ihren Beitrag zur Klimaneutralität zu leisten. Nicht zuletzt 
aber sind wir alle als Bewohner*innen dieser Stadt gefragt: Wie viel Konsum 
und Komfort brauchen wir wirklich? Wie können wir unsere Ressourcen besser 
und dauerhafter nutzen?  

Das vorliegende Programm ist ehrgeizig. Sicher werden neue Erkenntnisse und 
Entwicklungen Überarbeitungen in den nächsten Jahren immer wieder 
notwendig machen. (Deswegen kann auch eine begleitende Untersuchung zur 
Effizienz des jetzt beschlossenen Rahmens durch ein wissenschaftliches Institut 
hilfreich sein.)  

Klar ist: wir werden uns über den besten Weg zur Klimaneutralität immer 
wieder auseinandersetzen müssen. Die Stadtgesellschaft wird dabei 
einbezogen. In der Umsetzung bedarf jede Einzelmaßnahme letztlich eines 
gesonderten Beschlusses durch die politischen Gremien. 

Unsere Hoffnung ist, dass wir auf diese Weise auch der nächsten und weiteren 
Generationen eine lebenswerte Umwelt bewahren können. 

 

Für die Fraktion AL/Grüne: Susanne Bächer 
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Für die Tübinger Liste: Ernst Gumrich  
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